
 Vovarldtttzer vom 23. MSt, ISIS. -

mid Bahnhof GntL nd «wettert, ebmfaü» aus
dem MarDe.^ sMich von Lundenbnrg. In
Schlesien Ärd der <Äovakei das G^iet von R a -

ttbor mtt Ausschuß der Stadt Ratibor und
RybnÄ zugewiesen, fe nrr die Bahn yon Ratibor
um» RyonL nach Oderberg, sowie Öderberg

potnischrv RepubM wird da» Biliker
Gebiet zugesprochen und ein Gebiet ungefähr i^ei
KiLmr«er westlich von der Weichsel zugi'
billigt. Das Karwiner Revier, T esch en, so-
roie die Käschau-Oderberger Bahn konv'
mrn vvt^lständig in tschechoslovakischen Besitz.

StaatsprLfideut Karolyi iibergibt
a» -a- Proterariai

^ Ofen Pest. 21. März 1919.
Oberstleutnant Vir überreichte dem Präsi

denten der ungarischen Dok.srepublik Karolyieine Note ider lVerbandsmächte, worin mit
Bezug auf einen Beschlutz der Pariser Konfe
renz eine neue als politische Grenzq
zu betrachtende Demarkationslinie
zwischen Ungarn und Rumänien be
stimmt wird. Die wichtigeren Punkte her
neutralen Zone Mrden von Verbandstruppen
besetzt. -

D« Ministserrat sbeschlotz, mit Rücksicht auf
die eingetretene und angesichts der der ungarischen
Pvoduktion stehenden Katastrophe den Rück
tritt der Megierung, welche von Ka
"iy^angenommen wurde. Der Beschlutz
des Ministmates wurde dem Oberstleutnant Virmitgete'tt. Staatspräsident Karolyi erließ eine
Kundgebung an das ungarische Volk, worin ererÜärt. datz er gleichfalls abdanke unddie Macht an das Proletariat iibergebe

Die Diktatur deS Proletariates.
l Ofenpest» 21. März.
Die Leitungen der ungarischen Soziakiste n-

partei und der ungarischen Kommunisten
partei haben in gemeinsamer Sitzung die Ver
einigung der beiden Parteien beschlossen: die
Partei übernimmt jm Namen ^4 Prole
tariats unverMglich die ganze Macht. Die

"^tÜatur^S, Proletäkläteis wird vom Arbei-t e r -, B a per n - und So. kdaienrat ausgeübt. Zur Sicherung der Herrschaft des Pro-
ietariateS und gegen die Weltherrschaftspläne der
DerbandSmächte müsse das innigste Masten-
und Geistesbünduis mit der russischen
Gowjrt-Regirrung geschlossen werden.

Infolge des Rücktrittes der Regierung hat der
Arbeiterrat die Regierung übernom-
tuen und einen vorläufigen revolutionären Re -
g^serungsrat gebildet, dessen Mitglieder den
Titel  Volks kommissäre" führen. Das
Präsidium übernimmt Garbal, Volkskomims-
sär für iFinanzen ist Va rga, M Aeutzeres
Khun, für Krieg Pogany und für Ssziali-
sierung Boehm.

Dip. AoLsregierunghat über Ofen Pest
und über das ganze Land das Standrecht verhängt.

Die Arbeit der Pariser Konferenz.
Wikson, Lloyd-lSeorge, Elemenceau und Orlando beraten über die Grundlagen einesBorfrie den» (nicht endgültigen Waffenstill

standes) mit Deütschrand,- er soll dle Ver-
bandsforderungen an Deutschland in militärischer
Hinsicht, zur See, die Abgrenzung und die M-
nanzbedingungen, sowie die Voraussetzungen ftr
den Eintritt Deutschlands in den Völlerbund ent
halten. ItaI i e n drängt darauf, daß die Jta-»iien interessierenten lSebietssragen auch im Bor-
frieden geregelt werden. Die Vollkonfe-
renz tritt erst zusammen, ivenn die vier Staats
männer beschlußreife Abmachungen getroffen ha
ben. Nach einer BaSler Meldung feien die Schwie
rigkeiten im Zehnerrat durch Einlenken
Witzfons (?) behoben.

Widerstand deutscher Leeleute.
- Die Verbände d« deutschen Reeder und der

dieutschen Transportarbeiter haben in d« lichten
iZett «in neue» Tarifabkommen geschkos-
seft. Eine kleine Gruppe der im^ spartakistifchen
Seemannsbunde organisierten Seekeute fov-
dMeni^ein-e IVOprp^entige Erhöhung
«ffr Sätze,des. Tarifvertrages, im anderen Falle
MLen die für die Lchensmitteldersorgung
DÄlManv» L^limmten Schlf.e nicht ausfa^en.
Uie Forderung ymrd« nicht bewilkigt und so hob«
di« SeeSstutr itt Hamburg i« Bremen

die von den DerbandsmLchten geforderte Auslie
ferung der deutschen Hand^flotte verweigert und
allen deutschen Sesleuten es zur Pflicht gemacht, die Arbeit auf den Schlissen niiht au^u-
nehmen. Der Verband der Transport
arbeiter, S^ion SeeLuN^ wendet sich ge
gen den fraglichen Beschluß und hebt hewor,
daß die SeÄeute trotz der von drn deutschen Schif
fen geführten Derbandsslagge unter deutschem
Recht und deutschem Befehl stehcn. DieRegie-
rung verhandelt mit den äusständische.r See-
l.mten, um auf alle Fälle die Ausfahrt d« ,Le-
benrmitteldampfer zu erreichen.

Die ^ukuKsr vo« Vorarlberg
(Me^saustaufch üd«c unsert kündige Aug^hSrigkett)
-^Mittelberg, 16. März. (Die ZukunftKl^nwalsertals.) Die Frage über die Zu-
lunl7'''VN'är.bergs^ allem Anscheine nach so
writ gediehen, dab. sie gegenwärtig von unserer
Landesregierung offiziell aufgegriffen wild. Was
geschieht mit dem KlWwalsertale, wenn Dorarl-
derg sich der Schweiz ansih^ießt? Das ist nun
jür die Bewohner der Gemeindr Mittelberg eine
biEende Frage. Da wir durch unsere geogra-
plstsche Lage unter allen Umständen gezwungen
sind, wirMaftlich mit Bayern zu verkehren, ha
ben die Waiser durch Jahrzehnte gearbeitet, bis
der Zollanschluß an Deutschland er
wirkt wurde. Es sei nur nebenbei bemerkt, daß
Dr. Tiburt Fritz, auch ein Walser, beim Mi-
nisterium in Wien 44 Mal vorstellig werden
müßt^ bis endlich am 1. Mai 1891 die fragli^
Angswgenheit erledigt wurde.

Es ist jedoch durchaus nicht als sicher anzunehmen, daß wir den Zvllanschluß an Bayern
auch fernerhin gesichert haben, lvenn wir Schwei
zer lverden. Besonders die gegenwärtige, vor-
worrcNe Lage in Deutschlend könnte unserem Pri-
viiiegium ein rasches Ende bereit n. Ein Anschmh
an Bayern bei den gegenwärtigen mitzllchen Ver
hältnissen ist für uns Walser gewiß «nicht em^
psehlenswett; denn wir sind nicht willens, die
furchtbaren Lasten, welche die Verbandsm^te un
sern Nachbarn auf 50 Jahre aufer^gen dürften,
mtth.'lien zu tragen. Es bleibt.uns alsouiur noch
der eine Ausywg, vom Sekbstbestimmungsrecht
Gebrauch zu machen und  die kleine Republik", wie unser Tal von Regierunzsmännenr
des Landes schon vor Jahren mit Vorliebe ge
nannt rvmde, in der Tat anzustreben. Wenn
wir die Steuern, die yon uns Walsern jährlich
an den Staat entrichtet roerden, Mr unsere ei
gene Wirtschaft verwenden kannten, dürste ein
großer Teil herabgesetzt werden und wir wärendennoch in der Lage, einen geordneten Haushalt
zu führen und für Straßen- und Brückenbauten
usw. noch «inen hinreichenden Fonds anzulegen.
Unsere Steüerleistung an Land und Staat b^
trägt heute jährlich nach.Abzug fämtlii^r Ee-
genleistunzen 36.000 Kr., für unsere eigene Ge
meindeverwaltung müssen wir noch selbst apf-
kommen. Es ist affo nicht einzusehen, wär
mn wir alljährlich eine so hohe Summe oder
noch mehr (die Steüern sind noch ni^ aufs
höchste gestiegen) an irgend einen Staat zahlen,
der uns in keiner Hinsicht Schutz zu bieten vermag und selbst ohnmächtiger ist als ein Sterben
der. Oder sollten wir mit unsern Steuergeldern
den Juden und sozialistischen Regierungen ihre
hohen Gehälter sichem, damit sie dann vielki^
dafür unsere Kircheygüter einziehrn, die Religion
aus der Schule verdrängen, die katholische Ehe
z-rstören und dergleichen Sachen mehr?

Auch das Land soll und darf uns nicht anunserer Selbständigkeit hindern. Nachdem uns die
alte Regierung in Wien in so unsägliches Elend
gestürzt hat, haben wir gewiß vollen An-Ipruch, alles aufzubieten, uns von dieser KnexÄ-
lchast frei zu machen, damit wir Landwirte im
Gebirge durch maPos hohe Steuern nicht dem
unausbleiblichen Ruin verfallen. Was riskie-
ren wir, wenn wir uns stlbständig stellm? Garnichts, wir gewinnen vielmehr.

Es kommt nun die Frag^ ob im Falle d« Erlangung unser« SäbstäNdigkett nicht Zoll-
schranken den Dukehr mtt Bayern erschweren wür»

^ ob« ob ein wirtschaftLiches Abkommen über«
^upt zu erreichen sei oder nicht. Dem- gegenüber
sn bErkt, >aß diese Frage durch eine einfache
Formsache ihre Lösung fände, indem wir rm»
^ter den Schutz Bayerns stellen, lxzw.

zu «ooexbe« suchen. Das. BechLdüs
Liechtenstein» zu yeArreich könnte uns zum Vor»
hiL diene».

Die Verwaltung der  kleinen. Republik" kann
auf ganz demokratisch« Grundlage aufgebaut wer
den, indem für jede k« drei Fraklicnrn eiy
Amtmann, ob« wie man ihn dann nennen
mag, mit dem Zugeständnisse gleichtr Rechte ge
wählt rvLrde und denen eine Anzahl von Ver
tretern (Gemeindeausschuß )zur Durchführung!
des Bollswillenr zur Seile gestellt wird. Nur-
eines sei noch erwähnt, was wohl als heikelster
Faktor bei der Selbstverwaltung in Betracht käme,s
nämlich das Justizwesen. Wie uns die Gei
schichte Mittelbergs lehrt, hat das Kleinroalsertal
fast mehr als 300 Jahre lang das Justizwesen
bis zu einem höheren Grade (Verbrecher) selbst;
besorgt, mußte aber damals die Ee.etz: selbst aus
arbeiten. Um wieviel leichter wäre dies heute,
da das Bürgerliche und Strafgesetzbuch zur Ver
fügung stehen! Und wie manche- Urteil würd«
anders gesprochen, wenn nicht fremde Richter,
wie es heute so häu,ig im Zivilprozesse, sowie,
auch in politisch)! Beziehung vorkommt, über
Dinge entscheiden, zu denen ihnen das A BTder technischen Sach- und Ortskenntnisse sehkte.

Es ist gewiß ander Zeit, die srag.iche An
gelegenheit auch bei uns zur altgem.inen Be
sprechung und Behandlung zu bringen; denn in
kürz.'ster Zeit wird sich Vorarlberg entscheid.n und
dann soll.n auch wir schlüssig geworden stin. Und
besonders il)r, Frontsoldaten, die ihr über verr
Jahre lang unter unsäglichen Strapazen die viel-
fa chfluchroürdige Wirtschaft mitansehen mußt«,
welchen Dank habt ihr für eure he.denmütigr,
Vaterlandsverteidigunz erhalten oder zu erhof
fen? Aus welchen Leuten i^t unsere Mehrheits
regierung in Wien zu einem- großen T.ile gebil-
d.'t? Glaubt" ihr, daß die Sozialisten mit ihren!
voiksfrcmden Ideen imstande sind, das Volk zubegücken? Wir haben die Regierungsunfähigk^it
dieser Leute nun zur Genüge kennen gekrnt. Dar
um rasch euch auf zu gemeinsamer Arbeit, damit
der Voikswille durchdringe und uns die Freiheit
verschaffe! Mitteköerg den Mittelbrrgern, das
Walfertal den Walsern!

(Die genaue Echebunz der direkten und indi-
rekcen Steuerleistung isf nicht so einfach
daß sie ol)ne Zuhilfenahme aller behördlichen Be-
h.-k,e und sachve.stSndiger Berechnungen seich ge
mach werden kann. Auch die Auskagen-berechn ung i stschflmerig. Ein Teil der Kosten
der Staats- und Land^verwallunz, der Ge icht«
usw. entfällt auf das NAste Wal.ertal.  Daß die
künftige Stellung Mittelbergs im Falle ein:«
Anschusses an die Schweiz einer bechondeiten
Regelung bedürfte, ist richtig. Wir meine«
aber, daß dann so viele s«)r schwierige Frag n zuregeln waren, daß die Mittelbergische nrch nich
einmal die größte wäre. Die Redakticn.)

Vludenz, 16. März. (AucheinBeitrag
zum Studium der Anschkußsrage Vorarlbergs.) Gestern war im  Vollsblatt" zulesen, daß in Vayerisch-Schwaben Stimmen für
den Anschuß an Württemberg laut werden. Da
mit würde sich für Vorarlberg eine dritte (bezw.
vierte) Möglichkeit des Anschusses eröffnen, die
sicher auch Beachtung verdient. Von Ulm giht
nämlich eine Bewegung aus, welche einen Bunoes-.
staat oder Reichschat Atemannien (Schwa
ben) begründen und hierin auch Vorarlberg ein«
beziehen wilt. Das von Rektor Dr. Magirw-in lltm neulich versendete Flugblatt  Schwatzen,
jetzt, oder nie mehr" vertritt in packender Weise
dieses Bestreben. Wenn sich Bayeri.ch Schwäd.n«
Neulmrg anschlösse, dann stünde" auch Dorar be.g
geographisch die Türe zum Anschlüsse an Ale-
mannien (mit Württemberg, Hohenzollevn,
Schwaben-Neuburg und al en alls Teile v,n Ba
den) offen: ein hübsch abgerundetes Gebiet mit
einheitlich alemannischer Berröll^rung, die un»
schon ehemals sehr sympathisch war, ruhig, arbeit
sam und seßhaft, jedem Bolschewismus abgeneigt,
religiss-kulturell uns ^nahestehend, wirtsi^ftlich
ein gesegnetes Land. Alte Erinnerungen wache:!
wieder auf ^s der Zeit. wo Vorderösterreich
wert mS Badrsche hinunterreichte und bis in die
neueste Zeit daselbst ein warm-fteundlicheS Ge«

^ügen Ärrufene auch diese
Anschlußmöglrchkeit in ihren Stut^nplan auf-
nLen! (Diesem Wunsche dürfte in den Ve«
schmssen der letzten Landetzversammlung
nung getragen sein. Die Red.)

Nachrichterr -«§ Borarlverg.
März. («« die Best»L!er

des  Dottsblatte»".) Für die  Volksblatt"«
Adschmey, tz«« Lejjello»- mtt 31. März cL-
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